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Morgen⸗Ausgabe. 


Sonnabend, den 7. Februar 1885. 


Nr. 63. 


Deutſchland. 


Berlin, 6. Februar. In den erſten Tagen 
nach der Ablehnung des Direktorpoſtens im aus⸗ 
wärtigen Amt in zweiter Leſung beſtand innerhalb 
der deutſch-freiſinnigen Fraktion kein Zweifel dar- 
über, daß der begangene Fehler in der dritten 
Leſung wieder gut gemacht werden würde. Reuer- 
dings ſucht man dieſer richtigen Auffaſſung mit 
der Kinderſtuben-Logik entgegenzuarbeiten, wonach 
Kinder, auch wenn ſie im Rechte ſind, nicht ihren 
Willen durchſetzen dürfen, ſofern ſie ihn in un⸗ 
artiger Weiſe bekunden: des letzteren Vergehens 
hätten die Entrüſtungs⸗Adreſſen ſich gegen die 
Reichstags⸗Mehrheit ſchuldig gemacht, folglich müſſe 
der Beſchluß vom 15. Dezember aufrechterhalten 
werden. Wir glauben nicht, daß auf einen ernſt⸗ 
haften Politiker eine derartige Argumentation ir- 
gend welchen Eindruck machen kann; bie und da 
ſcheint dies aber befürchtet zu werden, denn die 
Münchener „Neueſten Nachrichten“, eines der an- 
geſehenſten, entſchieden liberalen Blätter Süd- 
deutſchlands, ſchreiben: 

Die Partei der Deutjchfreifinnigen würde 
durch ein ablehnendes Verhalten nicht nur ſich 
ſelbſt, ſondern in noch höherem Grade dem Libe⸗ 
ralismus ſchaden. Tauſende und Zehntauſende, 
welche entſchieden liberal ſind, würden ſich von einer 
Partei abkehren, welche in einem prinzipiellen Falle 
dem Fürſten Bismarck das Vertrauen in der aus⸗ 
wärtigen Politik verweigern würde. Noch mehr 
aber würde die liberale Sache gefährdet werden: 
im Augenblick ſtehen wahrlich wichtigere Dinge auf 
dem Spiel, als der zweite Direktorpoſten; unter 
dem lauten Ausbruch einer Vertrauensbewegung 


ö für den Reichskanzler würde z. B. die Gegner⸗ 


ſchaft gegen die Zolltarifnovelle geradezu betäubt 
und erſtickt werden. Eine falſche Auffaſſung der 
Prinzipientreue, welche die Korrektur eines Fehlers 
verhindert, könnte geradezu unberechenbare Folgen 
für den Liberalismus nach ſich ziehen. 


Berlin, 6. Februar. Im neueſten fo eben 
zur Ausgabe gelangten Weißruch, das den Titel: 
„Deutſche Intereſſen in der Süd⸗ 
jee. II.“ führt und über welches wir geſtern 
bereits einige Mittheilungen brachten, ſolgt unter 
Nr. 20 die nachſtehende Note: 

Berlin, den 2. Auguſt 1885. 

Auch in der Südſee befolgt die engliſche Re⸗ 
gierung bezw. das engliſche Kolonialamt uns ge. 
genüber die Politik, unſere Mittheilungen, welche 
den Wunſch zu einer Verſtändigung bekunden, in 
der Hauptſache dilatoriſch zu behandeln, inzwiſchen 
aber mit Hülfe der auſtraliſchen Kolonien vollen; 
dete Thatſachen zu ſchaffen, welche unſeren berech- 
tigten Intereſſen zuwiderlaufen. Zufolge des ge- 
fälligen Berichts vom 12. Januar d. J. über 
Ihre Unterredung mit Sir Julian Pauncefote aus 
Anlaß einer neuſeeländiſchen Petition, welche die 
Annexion der Samoa -Inſeln durch England be- 
iweckte, hatte der Unterſtaatsſekretär ſich gegen 
Eutre Exzellenz dahin geäußert, „daß die groß⸗ 
britanniſche Regierung keine Annexionen mehr vor- 
zunehmen und ſich keine neuen Kolonien mehr 
aufzubürden beabſichtige, wie dies Lord Derby 
noch kürzlich den Auſtraliern erklärt habe.“ Nach 
den neueſten Erfahrungen iſt dielt von Lord Derby 
vertretene Kolonialpolitik dahin zu verſtehen, daß 
die engliſche Regierung die Erwerbung von Kron- 
kolonien, deren Verwaltungskoſten Anfangs dem 
Mutterlande ganz zur Laſt liegen, vermeiden, da⸗ 
gegen die Erweiterung der engliſchen Macht- und 
Inttreſſen⸗Sphäre mit den hieran haftenden po⸗ 
litiſchen und finanziellen Verantwortlichkelten we⸗ 
ſentlich den beſtehenden Kolonien zuwelſen will. 
Lord Derby hat im vorigen Jahre die Anne xlons⸗ 
beſtrebungen der auſtraliſchen Kolonien nicht etwa 
unbedingt desavoulrt, er widerſprach vielmehr nur 
der Legitimation der Kolonien, obne Zuftimmung 
der großbritanniſchen Regierung im Namen der 
engliſchen Krone Annerionen vorzunehmen. Die 
Entſchließungen der engliſchen Krone machte er 
davon abhängig, daß die au“ raliſchen Kolonien 
zu den Koſten beitrügen. Nachdem ſich diejelben 
bierzu bereit erkärt haben, iſt die auſtraliſche An⸗ 
nexionspolttik, wie die Erklärunges des Unterſtaats⸗ 
ſekretärs des Kolonialamts, Mr. Aſhley, in der 
Sitzung des Unterhauſes vom 7. d. M. ergeben, 
als eine von Lord Derby autorifirte anzuſehen. Für 
uns aber kann es nicht gleichgültig ſein, wenn die 
unabhängigen Gebiete der Südſee, auf welchen 
fi bisher der deutſche Handel frei entfalten konnte, 


und in welchem er ein Feld auch für die deutſchen 
Koloniſationsbeſtrebungen erblicken durfte, plötzlich 
für natürliche Domänen Auſtraliens und wenn im 
Hinblick auf die beabſichtigte Beſchlagnahme ſchon 
im Voraus alle dort von Andern gemachten Er- 
werbungen für null und nichtig erklärt werden. 
Es iſt daher nothwendig, der Verwirklichung die⸗ 
ſer maßloſen Anſprüche rechtzeitig vorzubeugen. 
Wir hoffen, daß dies durch eine von gegenſeitigem 
Wohlwollen getragene Verſtändigung zu erreichen 
iſt und wünſchen deshalb, uns mit der engliſchen 
Regierung ſowohl über die den beiderſeitigen An⸗ 
gehörigen gegenüber anzuwendenden allgemeinen 
Grundſätze, wie auch über eine Abgrenzung der⸗ 
jenigen Gebiete zu verſtändigen, welche wir 
beiderſeits unter ſtaatlichen Schutz zu ſtellen be⸗ 
abſichtigen. 

Euer Exzellenz beehre ich mich, anbei ein 
Promemoria zu überſenden, welches das thatſäch⸗ 
liche Material und zugleich eine Direktive für die 
Behandlung der Frage enthält. Ich erſuche Sit 
ergebenſt, die Angelegenheit gefälligſt ohne Verzug 
in dieſem Sinne mit Lord Granville freundſchaft⸗ 
lich, aber doch unter eventueller Verwahrung ge- 
gen Beſchränkungen unſerer beſtehenden Handels- 
verbindungen durch fremde Kontrolle, zu beſprechen, 
damit hinſichtlich des Werths, welchen wir auf 
eine baldige Gewißheit über die Chancen einer 
Verſtändigung mit der großbritanniſchen Regierung 
legen, bei dem Herrn Miniſter ein Zweifel nicht 
entſtehen kann. Euer Exzellenz wollen dabei zu 
verſtehen geben, daß wir die Verantwortlichkeit der 
engliſchen Kolonialregierungen von der britiſchen 
Reichsregierung nicht trennen können. 

Einem gefälligen baldigen Berichte über die 
Erledigung dieſes Erlaſſes werde ich mit Intereſſe 
entgegenſehen. 


(gez.) Graf von Hatzfeldt. 
An 
den kaiſerlichen Botſchafter, Herrn Grafen zu Münſter, 
Exzellenz. London. 


In einem Promemoria hierzu heißt es unter 
Anderm: 

Das nächſte Annexionsprojekt der Auſtralier 
bildet Neu-Guinea. Den Wunſch der Auſtralier, 
zu verhüten, daß ſich eine fremde Macht auf der 
ſüdlichen Küſte von Neu-Guinea an der Torres- 
Straße, gegenüber von Queensland, feſtſetze, er 
kennen wir als berechtigt an. Für ebenſo unbe- 
rechtigt aber ha ten wir den Anſpruch, das ganze 
Gebiet in Neu-Guinea, inſoweit es nicht von 
Holland beanſprucht wird, ſchlechtbin als ein na⸗ 
türliches Annex Auſtraliens zu behandeln und des⸗ 
halb Landerwerbungen Deutſcher und die Aus- 
übung deutſchen Schutzes auf der Nordoſtküſte als 
in die berechtigten Intereſſen Auſtraliens singrei- 
fend zu bezeichnen. Auch Lord Derby ſchien im 
vorigen Jahre ebenfalls dieſer Anſicht zu ſein. 
Denn in ſeiner Depeſche vom 11. Juli v. J. 
erklärte er nicht nur die Annexion von Neu- 
Guinea durch Queensland an ſich für null und 
nichtig, weil die Kolonial-Regierung hierzu nicht 
legitimirt ſei, ſondern er ſprach ſich zugleich auch 
dahin aus, daß er keinen Grund einſehe, aus 
welchem eine eventuell zu beſchließende Annexion 
ſich auf einen ſo großen Theil der Inſel erſtrecken 
ſollte, wie die Proklamation der Regierung von 
Qukensland beabſichtige. Da bisher in Neu- 
Guinea keine ſtaatlichen Einrichtungen beſtehen, ſo 
wenden wir auf dieſe Inſel denſelben Grundſatz 
an, über welchen wir uns mit England bei ge- 
meinſamer Zurückweiſung der ſpaniſchen Anſprüche 
auf die Karolinen- und Pelew-Inſeln verſtändigt 
hatten, und den wir kürzlich aus Anlaß der An- 
gra-Pequenna⸗Angelegenheit der engliſchen Regie- 
rung in Erinnerung gebracht haben. Diejenigen 
Theile von Neuguinea, wo keine thatſächlich aus- 
geübte Souveränetät einer ziviliſirten Macht be- 
ſteht, find daher ebenſo berechtigte Zielpunkte deut- 
ſcher wie engliſcher Unternehmungen. Zur Ver- 
bütung von Reibungen unter den beiderſeitigen 
Angehörigen wünſchen wir, uns mit der engliſchen 
Regierung über die Grenze der beiderſeitigen 
Schutzgebiete auch auf dieſer Inſel, überhaupt in 
dem Südſee Archipel, im Intereſſe unſerer bei- 
derſeitigen Angehörigen im Voraus zu verſtän⸗ 
digen. 

Unter Nr. 23 befindet ſich ein Bericht des 
Grafen Münſter an den Reichskanzler, in welchem 
mitgetheilt wird, daß Lord Granville erklärt habe, 
die britiſche Regierung würde nicht nur kein Be- 
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denken haben, ſondern ſehr damit einverſtanden 
ſein, genau zu definiren, in welchen Theilen der 
Einfluß des einen oder des anderen Landes über- 
wiegend ſei. Nach ſtattgehabter Berathung mit 
ſeinen Kollegen theile er mit, die Ausdehnung der 
britiſchen Oberhoheit auf Neuguinea, welche näch- 
ſtens bekannt gemacht werden ſoll, werde nur den 
Theil der Inſel umfaſſen, welcher ein ſpezielles 
Intereſſe für die auſtraliſchen Kolonien habe. 
Dies werde ohne Präjudiz für irgend welche 
territorialen Fragen jenſeits dieſer Grenzen ge- 
ſchehen. 

Unter Nr. 25 erfolgt das vom 20. Auguſt 
1884 datirte Schreiben des Kanzlers an die Her⸗ 
ren von Hanſemann und von Bleichröder, in wel⸗ 
chem es heißt: 

„Die von Ihrer Genoſſenſchaft beabſichtigten 
Erwerbungen werden in demſelben Maße und un- 
ter gleichen Formen wie das hanſeatiſche Unter- 
nehmen in Südweſtafrika unter den Schutz des 
Reiches geſtellt werden, ſobald die Unabhängigkeit 
der Gebiete, deren Erwerbung von Ihnen in 
Ausſicht genommen iſt, feſtgeſtellt, alſo der Nach- 
wels geführt ſein wird, daß Ihre Anſprüche nicht 
mit wohlerworbenen Rechten anderer Natione 
kollidiren.“ 

Unterm 31. Auguſt erging ein Erlaß des 
Reichskanzlers an den kaiſerlichen Geſchäftsträger 
in London mit dem Erſuchen, Lord Granville zu 
ſagen, daß Deutſchland dem Vorſchlage, Kommiſ— 
ſarien behufs Auseinanderſetzung der beiderſeitigen 
Intereſſen in der Südſee zu ernennen, gerne zu- 
ſtimme. Als Kommiſſarien werden General-Kon⸗ 
ſul D. Kreuel in Sydney und Konſulats-Ver⸗ 
weſer Legationsrath Dr. Stübel in Apia in Aus- 
ſicht genommen. 

Unterm 19. September 1884 erfolgt eine 
überraſchende Note ſeitens Englands, in welcher 
plötzlich geſagt wird: 

„Die Verhandlungen, welche kürzlich zwiſchen 
der engliſchen und den Kolonial-Regierungen ftatt- 
hatten, haben zu dem Ergebniß geführt, daß Ihrer 
Majeſtät Regierung nunmehr beabſichtigt, das 
Protektorat der Königin auf allen von den Nie- 
derlanden nicht in Beſitz genommenen Küſten von 
Neuguinea mit Ausnahme des Theiles der Nord- 
küſte, welcher zwiſchen dem 145. Grad öſtlicher 
Länge und der Oſtgrenze der niederländiſchen Be- 
ſitzungen gelegen iſt, zu proklamiren und zu ver- 
wirklichen. Das britiſche Protektorat wird auch 
die kleinen Inſeln einſchließen, welche in unmittel- 
barer Nähe des dem britiſchen Schutze unterſtell⸗ 
ten Theiles der Küſte liegen. Der 145. Grad 
öſtlicher Breite iſt als die britiſche Weſtgrenze auf 
der nördlichen Küſte feſtgeſetzt worden, damit das 
Land der Eingeborenen auf der Maklaypküſte mit 
eingeſchloſſen werde, deren Bitte um britiſchen 
Schutz lange von Ihrer Majeſtät Regierung er- 
wogen worden und einer der Hauptgründe ge- 
weſen iſt, welche das Kabinet beſtimmten, der 
Königin zu rathen, die Verantwortlichkeit der Ueber- 
nahme eines Protektorates auf Neuguinea auf ſich 
zu nehmen. 

In Antwort der deutſchen Regierung hier 
auf heißt es, daß die beabſichtigte Ausdehnung des 
britiſchen Protektorates im Norden und Nordoſten 
von Neuguinea nach den bisherigen Aeußerungen 
Lord Granville's unerwartet komme und Deutjch- 
land ſich einſtweilen vorbehalte, zu derſelben Stel- 
lung zu nehmen. Die deutſchen Vorſtellungen 
hatten zunächſt den Erfolg, daß ſeitens Englands 
erklärt wird, es ſei beſchloſſen, das britiſche Pro- 
tektorat auf die ſüdliche Küſte mit Einſchluß der 
vorliegenden Inſeln zu beſchränken, ſtatt ihm die 
anfangs beabſichtigte Ausdehnung zu geben. Die 
in Ausſicht genommenen kommiſſariſchen Berathun⸗ 
gen, welche anfangs an Ort und Stelle ſtattfin- 
den ſollten, werden in weiteren Verhandlungen auf 
Wunſch der engliſchen Regierung nach Europa 
verlegt, und Dr. Krauel zu dieſem Zwecke hier- 
herberufen. 

Unterm 18. November 1884 ging von dem 
kaiſerlichen General-Konſulat in Sidney die Mel- 
dung ein, daß auf einen Theil der Inſel Neu- 


Guinea am 6. November das britiſche Protektorat 
proklamirt worden ſei, und zwar betraf dies den 
ganzen Theil der Südküſte von Neu-Guinea, wel⸗ 
cher an der Grenze des von der niederländiſchen 


Regierung beanſpruchten Theiles des Landes be- 


ginnt und ſich vom 141. Grad öſtlicher Länge bis 


zum Oſtkap erſtreckt, mit allen vorliegenden In- 


ſeln ſüdlich vom Oſtkap bis einſchließlich zur Kos- 
man-Inſel nebſt den Inſeln in der Goſchenſtraße. 
Am Schluß bezüglicher Proklamation des Kapitäns 
Erskine heißt es: 

„Und ich proklamire und erkläre hierdurch, 
daß keine Landerwerbung innerhalb der Grenzen 
des hiermit errichteten Protektorats, wann und 
wie fie auch geſchehen ſein mögen, von Ihrer 
Majeſtät anerkannt werden wird. Für Ihre 
Majeſtät befehle und ſchärfe ich allen denen, die 
es angeht, hierdurch ein, dieſe Proklamation zu 
beachten.“ 

Unter Nr. 36 wird folgender telegraphiſcher 
Bericht des Kommandanten S. M. S. „Eliſa⸗ 
beth“ an die kaiſerliche Admiralität und des kai⸗ 
ſerlichen Kommiſſarius in Neu-Britannien an das 
Auswärtige Amt dd. Cooktown, den 17. Dezem⸗ 
ber, mitgetheilt: 

„Die von Reichsangebörigen gemachten Land- 
erwerbungen ſind durch Abſchluß von Verträgen 
mit den Häuptlingen unterſtützt worden. Zum 
Schutze derſelben haben unſere Kriegsſchiffe an 
einigen Punkten der Nordküſte von Neu-Guinen, 
öſtlich von der niederländiſchen Grenze und im 


Neu- Britannia-Archipel die deutſche Flagge ge- 


hißt.“ 

Die kaiſerliche Regierung hat hiervon die üb- 
liche Mittheilung an die Mächte gelangen laſſen. 
Von hohem Intereſſe iſt die nachfolgende Note 
des Reichskanzlers an den Botſchafter Grafen 
Münſter in London: 


„Berlin, 29. Dezember 1884. 

Der in Eurer Exzellenz vom 10. d. M. 
erwähnte engliſche Konferenz-Delegirte Mr. Meade 
hatte vor einiger Zeit dem Unterſtaatsſekretär des 
Aue wärtigen Amts den Wunſch nach einer ver- 
traulichen Beſprechung über Kolonialangelegenhei⸗ 
ten ausgedrückt, die, wie er hinzufügte, dazu die⸗ 
nen ſolle, beſtehende Mißverſtändniſſe aufzuklären 
und eine ſpätere amtliche Verſtändigung über Ab- 
grenzung der beiderſeitigen Intereſſenſphären vor⸗ 
zubereiten. Bei der bierauf ſtattgehabten erſten 
Unterredung zwiſchen Dr. Buſch und Mr. Meade 
entwickelte Letzterer folgende Vorſchläge, die er als 
private, ſeiner perſönlichen Initiative entſpringende 
bezeichnete, für die er aber glaubte, ſpäter die 
Genehmigung ſeiner Regierung beibringen zu kön⸗ 
nen, falls ſie uns annehmbar erſchienen. 

1) In der Südſee ſollte das engliſche Pro- 
tektorat ſich über ganz Neu-Guinea (außer dem 
holländiſchen Theile), mit Einſchluß der Louiſiaden 
und aller Inſelgruppen in einer Entfernung von 
20 bis 25 Seemeilen von der Küſte erſtrecken. 
Dafür würde England das Protektorat Deutſch- 
lands über Neu-Britannien, Neu-Irland, Duke 
of York und andere angrenzende Inſeln aner- 
kennen. Die übrigen, noch unter keiner anerkann⸗ 
ten Herrſchaft ſtehenden Inſeln der Südſet, na- 
mentlich Samoa und Tonga, ſollten durch inter- 
nationale Vereinbarung neutraliſirt werden. Die 
Neu-Hebriven würde man Frankreich überlaſſen. 

2) In Weſtafrika würde England uns, ge- 
gen Abfindung der engliſchen Privatintereſſenten, 
die vor Angra Pequena liegenden Inſeln, ohne 
die Walfiih-Nai, abtreten. Wir ſollten uns da- 
gegen verpflichten, die unter den Schutz des deut⸗ 


* 


— 


ſchen Reichs geſtellten Gebiete an der Goldküſte, 


wie Bagaida, Togo u. ſ. w., zunächſt anzubieten, 
falls wir dieſelben jemals aufzugeben Willens ſein 
ſollten. Obwohl mir dieſe Vorſchläge nicht an⸗ 
nehmbar erſchienen, entſprach ich doch dem in 
Euerer Exzellenz Bericht vom 10. d. M. aus- 
gedrückten Wunſche Lord Granville's, Herrn Meade 
perſönlich zu ſehen, in der Hoffnung, daß unſere 
Unterredung dazu beitragen könnte, die Situation 
zu klären. Bei unſerer Unterhaltung am 24. d. 
M. entwickelte Herr Meade auch mir gegenüber 
das oben wiedergegebene Programm. 


Ich erwiderte ihm, daß nach unſeren Nach⸗ 


richten der Werth der Inſeln bei Angra Pequena 
nach Erſchöpfung der Guanolager auf das NRob- 
benſchlagen beſchränkt ſei. 


Die ſtaatsrechtliche Be- 


deutung der Inſeln jei nicht jo groß, um den B. 


ſitz unſererſeits durch unverhältnißmäßige Opfer zu 
erkaufen. Was die Südſee anlangt, jo mußte 


Herr Meade zugeben, daß weder in Neu-Guinen, 


noch im großbritanniſchen Archipel irgend welcht 


nennenewerthe engliſche Niederlaſſungen beſtänden 
und daß das Verlangen nach dem Beſitz diefe 


Gebiete auf engliſcher Seite erſt in dem Augen 


blicke lebendig geworden ſei, wo die deutſche Un. * 
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ternehmung ſich denſelben zugewandt habe. Ebenſo 
konnte Herr Meade nicht in Abrede ſtellen, daß 
die einzige Nation, für welche vermöge ihrer lang- 
jährigen Niederlaſſungen der neu- britanniſche Ar- 
chipel von Werth ſei, die deutſche iſt. Hieraus 
ergiebt ſich aber auch, daß für uns kein Anlaß 
vorliegt, für die Anerkennung unſeres Protektorats 
über dieſes Inſelgebiet anderweit Opfer zu brin⸗ 
gen. Zur Motivirung des von ihm vertretenen 
engliſchen Anſpruchs auf den ganzen, nicht den 
Holländern gehörigen. Theil von Neu-Guinea las 
Mr. Meade mir ein Telegramm des Gouverneurs 
der Kolonie Viktoria an das SKolonial-Amt vor, 
deſſen ſtarke Ausdrücke darauf ſchließen laſſen, daß 
daſſelbe den Eindruck bei uns erzeugen ſollte, als 
ob die Aufregung in Auſtralien über eine Thel⸗ 
lung des freien Gebiets von Neu-Guinea zwiſchen 
England und Deutſchland als eine gröbliche Ver⸗ 
letzung wichtiger Intereſſen Auſtraliens angeſehen 
werde. Ich machte ihn darauf aufmerkſam, daß 
dem die öffentliche Meinung in Deutſchland gleich 
berechtigt gegenüber ſtände, ohne daß ich der eng⸗ 
liſchen Regierung zumuthe, ſich in ihren Ent- 
ſchließungen danach zu richten. Als die Rede auf 
die anderen, nach dem Vorſchlage des Herrn Meade 
zu neutraliſirenden Inſeln kam, bemerkte ich, wie 
auf den meiſten jener Inſeln die deutſchen Nie- 
derlaſſungen prävalirten, und die Neutraliſtrung 
derſelben daher ein Zugeſtändniß nicht ſowohl 
Englands, als Deutſchlands ſein würde. Ins⸗ 
beſondere für Samoa komme das zwiſchen Deutſch⸗ 
land, England und Nordamerika beſtehende Ab- 
kommen in Betracht, deſſen einſeitiges Brechen 
Herr Meade ſelbſt als eine „meunness“ bezeichnen 
zu ſollen glaubte. Ein Verzicht Englands auf 
die neuſetländiſchen Annexionsbeſtrebungen hin⸗ 
ſichtlich Samoas könnte deshalb nicht als ein 
von uns zu erkaufendes Zugeſtändniß angeſehen 
werden. 

e Mit Rückſicht auf die in letzter 
Zeit von Lord Granville wiederholt abgegebenen 
Verſicherungen, daß die engliſche Regierung un- 
ſerer kolonialen Entwickelung in der Südſee wie 
in Weſtafrika ſympathiſch gegenüberſtehe, kann ich 
nur annehmen, daß der Vorſchlag des Mr. Meade 
zu einem Abkommen der Auffaſſung des engliſchen 
Auswärtigen Amts nichts entſprechen kann. Ich 
betrachte dieſen Vorſchlag vielmehr nur als ein 
neues Symptom dafür, daß die Geſinnungen rd 
Granville's für uns wohlwollender ſind, als die 
Politik des engliſchen Kolonialamtes. Euere Ex- 
zellenz erſuche ich ergebenſt, dieſe Angelegenheit 
mit Lord Granville in vorſtehendem Sinne zu be- 
ſprechen und hierbei keinen Zweifel beſtehen zu 
laſſen, daß wir in einem nachträglichen Verſuch, 
den deutſchen Unternehmungen auf der Nordküſte 
von Neu-Guinta zwiſchen der holländiſchen Grenze 
und dem Oſtkap engliſcher- und auſtraliſcherſeits 
Schwierigkeiten in den Weg zu legen, mit der von 
der uns ſeitens der engliſchen Regierung bei der 
Beſitzergreifung von der Südküſte ertheilten Zu- 
ſage, das engliſche Protektorat auf dieſen ſüd⸗ 
lichen Theil der Inſel zu beſchränken, nicht wür⸗ 
den in Einklang bringen können. 


Wenn ich unter den Umſtänden auch von 


einer fortgeſetzten Verhandlung mit Mr. Meade 
mir keinen Erfolg verſpräche, jo ſeien wir gleich- 
wohl nach wie vor bereit, uns über die inneren 
Grenzen zwiſchen den beiderſeitigen Protektorats⸗ 
gebieten auf Neu-Guinea und wegen der Aus- 
dehnung unjerer beiderſeitigen Machtſphären über 
die unabhängigen Inſeln der Süpjee, ſowie die 
gegenüber den Angehörigen des anderen Theils 
beiderſeits zur Anwendung zu bringenden Grund- 
ſaͤtze mit der engliſchen Regierung in den früher 
beſprochenen Formen kommiſſariſcher Verhandlungen 
zu verſtändigen. 
- (gez.) von Bismarck. 

Unter Nr. 46 wird der Entwurf zu einer 
Note des kgiſerlichen Botſchafters Grafen Münſter 
an Lord Granville mitgetheilt, die ſich eingehend 
über die ganze Angelegenheit ausläßt und die 
Einwendungen der engliſchen Regierung gründlich 
widerlegt und das Recht Deutſchlands auf die von 
ihm in Anſpruch genommenen Punkte Neu-Guineas 
in entſchiedenſter Weiſe darthut. Entſchieden 
abgelehnt wird, in irgend welche Verhandlungen 
wegen Beſitznahme der Inſeln im neu⸗britanniſchen 
Archipel einzutreten, weil 

„ſeit langer Zeit ausſchließlich deutſche Nie 
derlaſſungen auf dieſer Inſelgruppe beſtehen und 
zwar in einem Umfange, deſſen zehnter Theil für 
die engliſche Regierung genügt haben würde, 
um ſchon längſt von dieſem Archipel Beſitz zu er⸗ 
greifen.“ 

In Bezug auf die vom engliſchen Botjchaf- 
ter in Berlin angeregte Frage wegen des Bertra- 
ges mit dem Könige von Samoa erging eine be⸗ 
jondere Note nach London und wird der bezüg- 
liche Vertrag im Wortlaute mitgetheilt. 

— Prinz Wilhelm traf heute Vormittag 9 
Uhr in Kiel ein und wurde am Bahnhofe vom 
Prinzen Heinrich empfangen. Prinz Wilhelm hat 
im Schloſſe Wohnung genommen und fahren beide 
Prinzen am Nachmittage auf Torpedoböten in die 
Ste hinaus. 

— Die Prinzeſſin Marie von Preußen, ver⸗ 
wittwete Prinzeſſin Heinrich der Niederlande, traf 
heute Mittag 12½ Uhr hier ein und nahm im 
Palais bei ihren erlauchten Eltern, dem Prinzen 
und der Prinzeſſin Friedrich Karl, Wohnung. 
Dort fand am Nachmittage ein Familiendiner ſtatt, 
zu welchem auch der Kaiſer erſchienen war. Dem 
Vernehmen nach nahmen auch die andern könig⸗ 
lichen Prinzen und Prinzeſſinnen, ſowie der Prinz 
Albert von Sachſen⸗Altenburg Theil, welcher Mit- 
tags aus Altenburg hier eingetroffen war. Wie 
wir erfahren, wurde bei dieſem Familiendiner die 
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Verlobung des Prinzen Albert von Sahjen-Alten- 
burg mit der Prinzeſſin Marie von Preußen, ver⸗ 
wittweten Prinzeſſin Heinrich der Niederlande, pro⸗ 
klamirt. 

— Die „Pall⸗Mall⸗Gazette“ ſchlägt heute 
die Sendung einer deutſch - engliſchen Flotte nach 
den Kongomündungen vor, um die Portugieſen, 
welche ganz Europa durch ihr Vorgehen brüskirt 
haben, dort in die Reihe zu ſetzen. Die De⸗ 
peſchen des Weißbuches weiſen allerdings nicht auf 
eine Stimmung in dem engliſchen Miniſterium hin, 
welche einem ſolchen Zuſammenwirken günſtig ſein 
könnte. 

— Mit Recht darf man darauf geſpannt 
ſein, wie ſich die öffentliche Meinung jenſeits der 
Alpen gegenüber den italieniſchen Kolonialbeſtre⸗ 
bungen am Rothen Meer nach dem Falle von 
Khartum verhalten wird. Mancini würde in der 
Deputirtenkammer jedenfalls heiße Kämpfe zu be⸗ 
ſtehen haben, wenn in der That, wie von einigen 
Seiten behauptet wurde, von einer Kooperation 
der nach Aſſab geſandten italieniſchen Expeditions⸗ 
truppen mit den flüchtigen Engländern im Sudan 
auch nur die Rede ſein ſollte. Hierzu kommt, daß 
von türkiſcher Seite ebenfalls Schwierigkeiten ge⸗ 
macht worden, hinſichtlich deren nachſtehende Mel- 
dung eingetroffen iſt: 

Rom, 6. Februar. Die italieniſche Regie⸗ 
rung hat die letzte Note der Pforte bezüglich 
Egyptens nunmehr beantwortet und in ihrer Ant⸗ 
wort die früheren Erklärungen betreffs der Ach⸗ 
tung vor der Souveränetät und den territorialen 
Rechten des Sultans beſtätigt. Gleichzeitig be⸗ 
merkt die Regierung, ſie befinde ſich durchaus nicht 
im Widerſpruche mit dieſen Erklärungen. Die 
Okkupation einiger Punkte am Rothen Meere ſei 
durch die gebieteriſche Nothwendigkeit veranlaßt, die 
nach Zurückziehung der egyptiſchen Garniſonen 
verlaſſenen Ortſchaften zu ſichern. Zum Beweiſe 
hierfür würden die Italiener ebenſo wie es die 
Engländer in Berber und Zulah thaten, in den 
italieniſcherſeits okkupirten Ortſchaften neben der 
eigenen auch die egyptiſche Flagge wehen laſſen. 

Welche Veranlaſſung gerade für die Italie⸗ 
ner vorliegt, „verlaſſene egyptiſche Ortſchaften zu 
ſichern“, geht aus dieſen Erklärungen nicht hervor. 

Aus Suakin liegen Nachrichten vor, de⸗ 
nen zufolge — wenn man nämlich zwiſchen den 
Zeilen lieſt — die engliſch - egyptiſche Garniſon 
eine Schlappe erlitten hat. Am Montag wurde 
ein neuer Vorſtoß gegen Handub gemacht und 
dieſes Dorf von den Huſaren niedergebrannt. In⸗ 
zwiſchen wurde den Ausgefallenen aber von To- 
mai und Haſchin aus von den Sudaneſen der 
Rückweg verlegt, und nur unter verſchiedenen 
Verluſten an Menſchen und Pferden und nach 
einer wilden Hetzjagd gelangten die Huſaren wie⸗ 
der nach Suakin. 

König Johann von Abyſſinien iſt angeblich 
auf dem Wege, um über Kaffala nach Sennaar 
vorzudringen und Khartum von dieſer Seite zu 
entjegen. Die Nachricht vom Falle der Feſte dürfte 
ihn wohl zur Umkehr oder wenigſtens zu vorſich⸗ 
tigem Haltmachen bewegen. 


Ausland. 


Paris, 6. Februar Der „Figaro“ enthält 
die ſenſationelle Mittheilung, ſein Korreſpondent, 
Olivier Pain, ſei vom Mahdi zum Miniſter des 
Aeußern ernannt und mit den Vollmachten ver- 
ſehen worden, eventuell mit den Engländern zu 
unterhandeln. 


Stettiner Nachrichten. 


Stettin, 7. Februar. Schwurgericht. 
Sitzung vom 6. Februar. — Anklage wider den 
Kaufmann E. H. G. O. Drevenſtädt wegen 
betrüglichen Bankerotts. 

Unter allen Anklagen, welche die jetzt ta⸗ 
gende Schwurgerichtsperiode beſchäftigt, iſt der 
heute vorliegende Fall der ſchwierigſte; dies wurde 
auch heute von Seiten des Herrn Staatsanwalt 
hervorgehoben, denn das ganze Anklagematerial 
ſtützt ſich auf einen Indizienbeweis, es fehlt an 
beſtimmten, untrüglichen Beweiſen und die Herren 
Geſchworenen find gezwungen, auf Schlußfolge⸗ 
rungen ihr Verdikt zu ſtüzen. Daß dieſe Auf- 
gabe für ein Laiengericht keine leichte, iſt unzwei⸗ 
felhaft und ſie wird noch ſchwerer, wenn man be⸗ 
denkt, daß man es mit einem bisher gänzlich un⸗ 
beſcholtenen Angeklagten zu thun hat, welcher z. Z. 
hier noch ein gangbares Geſchäft betreibt und ſich 
der Achtung weiter Kreiſe erfreut. Die Fönigl. 
Staatsanwaltſchaft ſowohl, wie die Vertheidigung 
(Herr Rechtsanwalt Beermann), waren ſchon 
bei der Auslooſung der Geſchworenen ſichtlich be⸗ 
müht, möglichſt eine Geſchworenenbank von Sach- 
verſtändigen in dieſer Sache zu ſchaffen, denn von 
beiden Seiten wurden jo viel als möglich alle 
Nicht⸗Kaufleute als Geſchworene abgelehnt. Die 
Verhandlung ſelbſt dehnte ſich ſehr lange aus, 
die Beweisaufnahme war erſt Nachmittag nach 6 
Uhr beendet und die Plaidoyers währten bis zur 
ſpäten Abendſtunde. Der Angeklagte iſt beſchul⸗ 
digt, als Kaufmann, welcher ſeine Zahlungen ein⸗ 
geſtellt hatte, in den Jahren 1880 —81 und 82 
in der Abſicht, ſeine Gläubiger zu benachtheiligen, 
Handlungsbücher vernichtet oder verheimlicht und 
ſo geführt zu haben, daß eine Ueberſicht des Ver⸗ 
mögensſtandes nicht möglich war. D. betrieb 
hierſelbſt ein Brenn⸗Material-Geſchäft, welches er 
im Jahre 1878 von ſeinem Schwiegervater über- 
nommen hatte. Im Jahre 1880 trat derſelbe 
mit dem Agenten R. Loſſtus in Geſchüftsverbin⸗ 
dung, welcher ihm einen Poſten von mehreren 
1000 Tons engliſcher Kohlen anbot, welch Ge— 
ſchäft von D. auch acceptirt wurde und wurde 
ſofortige Bezahlung in Baar reſp. durch Wechſel 
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ausgemacht. Bei Lieferung der Koblen blieb D. 
mit der Zahlung etwas im Rückſtande, Loſſtus 
ſtundete ihm die Beträge, wollte jedoch als ftiller 
Theilnehmer in das Geſchäft ſo lange eintreten, 
bis die Schuld getilgt war. Zu ſeiner Sicherheit 
und beſſeren Ueberſicht ließ L. ſeit dieſer Zeit 
neben den ſchon geführten Geſchäftsbüchern noch 
für ſich ſelbſt Bücher führen. Im Dezember 
1881 glaubte D. ſeinen Gläubigern für die 
Zukunft nicht mehr allen Verpflichtungen nach- 
kommen zu können und er forderte deshalb alle 
Gläubiger auf, zuſammenzutreten, um über einen 
Akkord zu berathen und es kam auch zur Liqui- 
dation, die Gläubiger übernahmen das Geſchäft 
mit allem todten und lebenden Inventar und 
ſämmtlichen Aktiva's und Paſſiva's und enthoben 
D. jeder weiteren Verpflichtung. Die Anklage be- 
hauptet nun, D. habe, um bei dieſer Liquidation 
etwas für ſich zu retten, Handlungsbücher — das 
Kaſſenbuch pro 1879 —80 und das Kreditoren- 
buch nebſt Geheimkonto — bei Seite geſchafft und 
außerdem zur Verdeckung von Geldern, die zu 
Ungunſten der Gläubiger aus dem Geſchäft gezo⸗ 
gen wurden, falſche Eintragungen in die Bücher 
gemacht. In letzterer Beziehung wird beſonders 
behauptet, es ſeien 2 Einnahmen falſch gebucht 
und ebenſo 2 falſche Ausgaben — 7200 Mk. an 
den Kaufmann Kockel und 3500 Mk. und 700 
Mk. Zinſen an den Agenten Loſſius. Nach der 
ſehr umfangreichen Beweisaufnahme hielt der Herr 
Staatsanwalt Mertens die Anklage im vollen 
Umfange aufrecht und ſuchte durch Vorführung 
der einzelnen gegen den Angeklagten ſprechenden 
Indizien eine Beweiskette zur Ueberführung des 
Angeklagten zu beſchaffen; im Beſonderen hielt er 
durch dieſe Indizien den Beweis geführt, daß die 
für Kockel und Loſſius in den Büchern gebuchten 
Ausgaben thatſächlich fingirte Ausgaben ſeien und 
auch Bücher bei Seite geſchafft ſeien, für welche 
dann ſpäter ein neues Kaſſabuch angelegt worden 
ſei. Daß D. thatſächlich feine Zahlungen einge 
ſtellt habe, ohne daß Konkurs eröffnet war und 
ohne daß Wechſel eingeklagt waren, ſchließt der 
Herr Staatsanwalt daraus, daß es als Zahlungs- 
einſtellung zu betrachten geweſen jei, als D. ſei⸗ 
nen Gläubigern einen Akkord anbot. Von Seiten 
des Herrn Vertheidigers wurde für völlige Frei⸗ 
ſprechung des Angeklagten, ſowohl wegen betrüg- 
lichen, wie wegen einfachen Bankerotts plaibirt. 
Es liege im vorliegenden Falle in erſter Reihe 
überhaupt keine Zahlungseinſtellung vor, denn der 
Angeklagte habe ſtets alle Zahlungen geleiſtet und 
das Geſchäft deſſelben habe bei Uebernahme durch 
die Liquidatoren derartig geſtanden, daß ein Ver⸗ 
luſt des Letzteren überhaupt nicht zu befürchten 
war. Bei ſämmtlichen von der Anklagebehörbe 
angezogenen Punkten ſei nicht der geringſte Be⸗ 
weis eines Deliktes erwieſen, die meiſten Punkte 
ſtützten ſich auf die belaftende Ausſage des Zeugen 


Loſſtus, dieſer ſei aber, da er die Anklage durch bef 


jeine Denunziation hervorgerufen, auch nicht glaub- 
würdiger als der Angeklagte und ſtänden ſich jo- 
mit Behauptung gegen Behauptung gegenüber. 
Um 9½ Uhr zogen ſich die Herren Geſchworenen 
zurück und nach ganz kurzer Berathung gaben ſie 
ihr Verdikt auf Nichtſchuldig ſowohl des 
betrüglichen, wie des einfachen Bankerotts ab und 
erfolgte demgemäß die Freilſprechung des 
Angeklagten. 5 

— Landgericht. Strafkammer 3. — 
Sitzung vom 6. Februar. — Am 19. Auguſt 
v. J. hatte der früher hier wohnhafte Reftaura- 
teur Ernſt Karl Ferd. Utecht ſeinen „guten 
Tag“ und da ſich jein Neffe in feiner Geſellſchaft 
befand, ſo unternahmen Beide eint obligate Bier⸗ 
reife. Bis zum Abend ging Alles recht gut, da 
begannen aber die Biere ſchwer zu werden und 
die Reiſe wurde nun in einer Droſchke fortgeſetzt. 
Der Droſchkenkutſcher bemerkte plötzlich, daß ſeint 
Fahrgäſte den Verſuch machten, ſich ohne Berichti- 
gung des Fahrpreiſes entfernen zu wollen, es kam 
deshalb zum Streit, durch welchen der Wächter 
herangelockt wurde. Zur Feſtſtellung der Perſön⸗ 
lichkeiten wurden die Fahrgäſte zur Nachtwache 
gebracht, dort zog Utecht ſeinen Rock und jeine 
Stiefeln aus, gab ſie dem Droſchkenkutſcher als 
Unterpfand, während er ſich ſelbſt auf Strümpfen 
zu ſeinem Bruder nach Bredow begab. Unterm 
20. Auguſt ging bei der hieſigen koͤnigl. Polizei⸗ 
Direktion ein Schreiben von Utecht ein, in wel⸗ 
chem derſelbe die Behauptung aufſtellte, daß ihm 
auf der Nachtwache auf Veranlaſſung des Ober 
wächters von den Wächtern Rock und Stiefeln 
ausgezogen und ihm von dem Droſchkenkutſcher 
ein Portemonnaie mit 160 bis 170 Mk. Inhalt 
geſtohlen worden ſel. Es wurde hierüber natür⸗ 
lich eine eingehende Unterſuchung angeſtellt, durch 
welche die Behauptung des U. jedoch nicht erwie⸗ 
ſen wurde. Nun wurde der Spieß umgedreht 
und gegen Utecht Anklage wegen wiſſentlich fal- 
ſcher Anſchuldigung erhoben. Bei der heute des- 
halb anſtehenden Verhandlung wurde nichts zur 
Entlaſtung des Utecht erwieſen und wurde der- 
jelbe deshalb für ſchuldig befunden und zu ſechs 
Monaten Gefängniß verurtheilt. 

— Fräulein Paula Bauch é, die am 14. 
d. Mis. hier im Elite-Konzert ſpielen wird, gab 
vor einigen Monaten ein Konzert in Paris. Die 
junge Pianiſtin errang nach dem einſtimmigen Ur- 
theil der dortigen Preſſe einen bedeutenden Er- 
folg. Sämmtliche muftkaliſche Kapazitäten von 
Parie wohnten ihrem Konzerte bei, u. A. Camille 
Saint-Saöng und Anton Rubinſtein, welcher zu- 
fällig in Paris war. Letzterer war ſo entzückt 
von dem feinſinnigen Spiel der Künſtlerin, daß 
er während ſeines Aufenthalts in Paris und ſpä⸗ 
ter in Antwerpen, wohin ſich Fräulein Bauche 
ebenfalls begeben hatte, eifrig mit ihr ſtudirte. 
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Der Meiſter ſteht in ſtetem Briefwechsel mit Frau- N 
lein Bauche, an deren Triumphen er regen An- 


theil nimmt. 

— Der Landgerichts- Direktor Fähndrich 
in Braunsberg iſt in gleicher Amtseigenſchaft an 
das Landgericht in Köslin verſetzt und der cand. 
jur. Otto Schulz aus Treptow a. R. iſt zum 
Bürgermeiſter der Stadt Franzburg auf Lebens- 
zeit ernannt. 

— Der Miniſter des Innern hat ſich in 
einem Spezialfall durch Reſkript vom 10. Dezem⸗ 
ber v. J. mit der in dem Zirkular - Erlaß einer 
Regierung getroffenen Beſtimmung, nach welcher 
Tanzſtunden an Schulkinder in Schankwirthſchaf⸗ 
ten nicht ertheilt werden dürfen, grundſätzlich ein⸗ 
verſtanden erklärt, will aber doch von dieſem 
Grundſatz Aus nahmen für ſolche Fälle offen ge⸗ 
halten wiſſen, in welchen ein geeignetes Privat- 
lokal zur Ertheilung von Tanzunterricht nicht zu 
erlangen iſt, und der Unternehmer ſtatt deſſen einen 
mit Schankräumen nicht unmittelbar zuſammen⸗ 
hängenden Saal in einem anſtändigen Gaſthauſe 
wählt. 


Kunſt und Literatur. 


Theater für henne: Stadttheater: 
„Die Journaliſten.“ 


Vermiſchte Nachrichten. 

— (Eigenthümliche Lichterſcheinung auf dem 
nordatlantiſchen Oztan.) Kapitän J. Früchtenicht, 
Führer des deutſchen Vollſchiffes „Urania“, be⸗ 
richtet: „Am 15. Juni 1884 um 7 Uhr 53 
Minuten Abends, auf 300 20“ N. B. und 39 
67 W. L. ſahen wir eine bläuliche Feuerſäule im 
nordweſtlichen Horizonte aufſteigen und dann meh⸗ 
rere Minuten ſtehen bleiben. Später nahm die⸗ 
ſelbe eine Zickzackform an und Iöfte ſich vom 
Horizont los, wobei ihre Farbe langſam in Gelb 
überging. Die Zickzacklinien zogen fi immer 
dichter zuſammen, und das Licht begann zu flackern. 
Daſſelbe hielt ſich dann einige Zeit in derſelben 
Höhe, bis zu welcher am Anfange die Feuerſault 
hinaufſchoß, und die wir mit dem Sextanten zu 
4% beſtimmten. Darauf wurde der Strahl bei 
abnehmender Lichtſtärke breiter, um ſich allmählich 
zu vertheilen. Die Erſcheinung gewann jetzt das 
Ausſehen einer zarten Cirruswolke, und blieb bis 
8 Uhr 20 Min. vermittelſt eines Nachtglaſes in der 
letzten Abendröthe deutlich ſichtbar. 
Oſtwinde war das Wetter ſchön und die Luft klar 
und ſichtig.“ Dieſelbe Erſcheinung beobachtete 
Kapitän J. Kirchhoff vom deutſchen Schiffe „In⸗ 
duſtrie“ etwa 30 Seemeilen nordöſtlich von 
„Urania“. Kapitän Kirchhoff bemerkt darüber: 
„Um 7 Uhr 15 Min. beobachteten wir im NW. 
etwa 15 Grad über der Kimm eine elektriſche Er⸗ 
ſcheinung, welche im Anfange wie ein Blitzſtrahl 


ausſah und dann nach unten Aehnlichkett mt 
tte. An dem unteren Ende 
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Kugel. Ale wir die Er: 
ſcheinung zuerſt erblickten, bewegte fie ſich bel 
klarer Luft mit großer Schnelligkeit von sben 
nach unten, worauf ſie etwa 20 Minuten lang 
in einer Höhe von 8 Grad über dem Hortzont 
ruhig ſtehen blieb. Jetzt ſchien der helle Strahl 
eine kleine dünne Wolke zu umſäumen, aus wel- 
cher 15 Minuten ſpäter mehrere Sternſchnuppen 
hervorſchoſſen, worauf dieſelbe plötzlich verſchwand.“ 
Von den Dampfern, welche den Ozean in nörd- 
licherer Breite, auf dem Wege vom Kanal nach 
den Vereinigten Staaten kreuzten, wurden zu 
der Zeit dieſer Erſcheinung Nordlichter nicht beob- 
achtet. 

— (Ein frommer Wunſch.) Dem „Liegn. 
Anz.“ ſchreibt man von Berlin: „Die Pekitions⸗ 
kommiſſion des Reichstages hat über das Geſuch 
einer Dame aus Breslau, einer alten Koftgänge- 
rin der Petitionskommiſſion, berathen, welche die 
endliche Vollſtreckung „des 1848 gefällten Todes⸗ 
urtheils“ an dem Chefredakteur Dr. Stein („Bresl. 
Ztg.“) befürwortet. Die Petentin ſieht in dem 
alten vortrefflichen Stein — dem Neſtor der deut⸗ 
ſchen Journaliſtik — den Vater des Nihilismus, 
Anarchismus und ſonſtiger ſchöner Sekten mehr. 
Die Petitionskommiſſion hat Uebergang zur Ta⸗ 
gesordnung unter verſtändnißinniger Theilnahme 
für den Geiſteszuſtand der Petentin beſchloſſen.“ 
Die „Brisl. Ztg.“ macht zu dem Referat fol- 
gende Anmerkung: „Wir können dieſer Notiz bin- 
zufügen, daß die erwähnte Dame Herrn Dr. Stein 
ſeit mehr als 20 Jahren mit ihrem Haß verfolgt 
und beim Landtag und beim Reichstag regel- 
mäßig ähnliche Petitionen, wie die oben genannte, 
einbringt.“ 


Halle, 6. Jebruar. Die Hinrichtung der 
Anarchiſten Reinsdorff und Küchler findet morgen, 
Sonnabend, 7. d., bierſelbſt ſtatt. Rupſch iſt zu 
lebenslänglicher Zuchthausſtrafe begnadigt worden. 
Reinsdorff, am 3. Dezember 1842 geboren, iſt 
42 Jahre alt, Küchler, am 9. Februar 1844 ge- 
boren, 41 Jahre alt und Rupſch, am 19. März 
1863 geboren, 21 Jahre alt. 

Wien, 5. Februar. Wie die „Preſſe“ mel- 
det, beabſichtigt die rumäniſche Regierung, den 
Handelsvertrag mit Oeſterreich- Ungarn am 1. 
Juni d. J. zu kündigen und eine Revifion des 
rumäniſchen Zolltarifs vorzunehmen. 

London, 6. Februar. Die Nachricht, daß 
die Zitadelle von Khartum noch nicht im Beſitze 
des Mahdi ſei und von Gordon gehalten werde, 
iſt bis jetzt amtlich nicht beſtätigt worden. Außer 
der geſtern mitgetheilten Depeſche des Generals 
Wolſeley liegen bis jetzt überhaupt keine weite⸗ 
ren amtlichen Nachrichten in Bezug auf Khar⸗ 
tum vor. f 


. rer n res! 


Bei ſchwachem 


